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Was sind das eigentlich für Leute, die unsere Bildungmagazine schrei-
ben? Eine Frage, die nicht selten gestellt wird. 

Enthüllen wir das „Geheimnis", machen wir Glasnost konkret. 

Der Entwurf für dieses Bildungsmagazin wurde von zwei Genossen der 
Abt. Theorie/Marxistische Bildung und der Abt. Kommunalpolitik er-

stellt und in ihren Abteilungen zur Diskussion gestellt, kritisiert, überar-
beitet. Das Bildungsmagazin ist also Gemeinschaftsprodukt von zwei 
Abteilungen des Parteivorstandes und mehr: der Entwurf wurde dar-

über hinaus „ganz normalen" Parteimitgliedern, Gruppenvorstandsmit-
gliedern und vor allem kommunistischen Ratsmitgliedern von Olden-
burgbis Nürnberg zur kritischen Begutachtung gegeben. Anregungen, 

Veränderungsvorschläge wurden selbstverständlich berücksichtigt. 
Man kann also sagen: Das Bildungsmagazin ist das Ergebnis kollektiver 
Anstrengung, in das die verschiedensten praktischen Erfahrungen von 
zwei Dutzend Kommunistinnen und Kommunisten eingeflossen sind. 

Das ist eine ganz praktische (arbeits-und zeitaufwendige) Seite der in-
nerparteilichen Demokratie. Das Ergebnis rechtfertigt den Aufwand. 

Und im kommenden Parteibildungsjahrtyerden wir dafür Sorge tragen, 
daß die Bildungsmagazine trotz stärkerer Einbeziehung von Kommu-
nistinnen und Kommunisten „draußen im Lande" (wo die Mitarbeiter 

des PV ja auch oft genug sind) doch wieder pünktlich erscheinen. 

Gleich vorweg ein Tip für den Bildungsabend: 

Fordert als Referenten die Autoren des Bildungsmagazins oder DKP-
Kommunalpolitiker/innen aus Eurem Bezirk an. Die Abt. Theorie und 
marxistische Bildung oder der/die Bezirksbildungssekretär/in Deines 

Bezirks helfen gern weiter. 
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Zwischen März 1988 und Ende 1989 finden in sieben Bundes-
• Ländern Kommunal-

~r~ ~ l e S e S Wahlen statt. Politik 
für 53 Millionen 

S ®11 e rh f ~ Bürgerinnen und Bürger steht 

d e t • auf dem Prüfstand. x'ür unsere 
Parten geht es um die Vertei-

digung von 98 der insgesamt 117Mandate * in Rathäusern und Bezirksvertre-
tungen, Kreistagen, Magistraten, Ortsbeiräten und Stadtverordneten-Ver-
sammlungen . . .Und es geht um mehr.• 
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Quer dur h alle Parteien ist man 
sich einig, daß bei den Komunal-
wahlen 88/89 auch um die Mas-
senverankerung an der Basis des 
politischen und staatlichen Sy-
stems der Bundesrepublik gerun-
genwird. Veränderungen des poli-
tischen Kräfteverhältnisses auf 
kommunaler Ebene haben Aus-
wirkungen auf Bonner Politik. So 
wie Bonner Politik mehr denn je 
katastrophale Auswirkungen auf 
Kommunalpolitik, auf die Lebens-
qualität finden Städten, Gemeinden 
und Landkreisen hat. 
Die Kommunalwahlen können 
Weichen stellen für eine neue Po-
litik.Sie können ein wichtiger Bei-
trag werden zur Veränderung des 
politischen Kräfteverhältnisses, 
an deren Ende die Ablösung der 
Wenderegierung stehen kann. 
Das ist ein Grund, sich in der Par-
teigruppe intensiver mit dem The-
ma „Komunalpolitik" zu befassen. 
Aber nicht der einzige. Sonst hät-
ten wir als Thema dieses Sonder-
heftes „Kommunalwah188/89" ge-
wählt. 
Uns geht es mit diesem Bildungs-
magazin nicht im engen Sinne um 
das Fit-machen für diese Kommu-
nalwahlserie. Beim Bildungs-
abend soll vielmehr in allen Grup-
pen eine grundlegende Diskussion 
über Kommunalpolitik geführt 
werden, —natürlich mit der prakti-
schen Absicht, mit dem Ziel, auf 
dem Feld der Kommunalpolitik 
auf breiter Front einen Schritt vor-
wärts zu kommen und neue Politik 
vor Ort umzusetzen. 
Das ist notwendig —auch dort, wo 
aktuell keine Kommunalwahlen 
ins Haus stehen. 
Denn ohne stärkere Orientierung 
auf die Kommunalpolitik als 2. 
Standbein unserer Arbeiterpolitik 
keine grundlegenden Erfolge in 
der kommunistischen Massenver-
ankerung.Darum soll dieses Sond-
erheft auch über das Parteibil-
dungsjahr 87/88 hinaus Grundla-

Materialien 

„Im Kampf der Klassen beginnt alles mit 
dem Nächstliegenden. Beim aktiven Ein-
treten für ihre unmittelbaren Interessen 
entwickeln die arbeitenden Menschen ih-
re eigene Kraft, erhöhen sie ihre Organi-
siertheit, sammeln sie neue Erfahrunge, 
die sie zu weitergehenden Forderungen 
veranlassen. Gerade unter den Bedin-
gungen des staatsmonopolistischen Ka-
pitalismus rührt der Kampf des werktäti-
gen Volkes fürdie Verbesserungseinerso-
.zialen Lage und die Erweiterung seines 
politischen Einflusses mehr als je .zuvor 
an der Herrschaft des Großkapitals. " 

(Aus dem Programm der DKP) 

ge für Bildungsabende zum The-
ma Kommunalpolitik sein. 
Das Bildungsmagazin ist zweige-
teiltund soll so zwei unterschiedli-
che Zugänge zum Thema ermögli-
chen. 
Im ersten Kapitel können anhand 
des Interviews mit Thomas Ferber, 
Stadtrat in Wülfrath, allgemeine 
Eckpfeiler und das spezifische 
Profil kommunistischer Kommu-
nalpolitik herausgearbeitet wer-
den. 
Im zweiten und dritten Kapitel geht 
es um die prinzipielle Bedeutung 
der Kommunalpolitik a) aus der 
Sicht der Kommunisten und b) aus 
der Sicht des Großkapitals. 

'~ Wir sprechen im Bildungsmaga-
zin der Einfachheit halber von 
„Ratsvertretern ; „Räten" . . .Die 
inhaltlichen Aussagen beziehen 
sich natrlich auch auf Kommuni-
sten und Kommunistinnen in Be-
zirksvertretungen, Magistraten, 
Ortsbeiräten, Stadtverordneten-
Versammlungen... 
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DKPz 
Anfas 
Foto: Scholz 

Manch einer witzelt über die mageren Wahlerfolge der DKP, nennt 

Eck feiler 
uns„Die Null-Komma- 

~ ~ Partei" und will uns 
dadurch den realistischen 

Blick nehmen für unsere Schwächen und Stärken —auch um uns die Kraft zu 
nehmen, erfolgreich zu kämpfen. Wo Thomas Ferber herkommt, hat die Partei 
Erfolge erkämpft —auch bei Kommunalwahlen. Im Interview sagt er seine 
Meinung zu den Eckpfeilern kommunalpolitischer Erfolge . . .gerade heraus 
und ohne diplomatische Höflichkeiten. 
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Ihr habt in Wülfrath von 1979 bis 
1984 Euer Wahlergebnis von 4,4 
auf 13,4 %erhöht. Wie habt Ihr das 
geschafft? 

Das liegt sicherlich daran, daß die 
Leute bei unserem Ergebnis von 
4,4 %gesehen haben, daß die DKP 
es packen kann, über die undemo-
kratische 5-Prozent-Sperre zu ko-
men. 
Sicher gab es in Wülfrath günstige 
Voraussetzungen, z. B.einige intak-
te Arbeiterwohngebiete, einen 
stadtbeherrschenden Betrieb. Jede 
Stadt hat aber irgendwelche Beson-
derheiten,die unsere Arbeit mal er-
leichtern, mal erschweren. Darauf 
muß sich jede Parteiorganisation 
vor Ort einstellen. 
Aber selbst die besten Bedingun-
genhelfen nichts, wenn sie nicht er-
kannt und durch Schwerpunktar-
beit genutzt werden. 
Wülfrath ist jedenfalls kein Exoten-
Beispiel für kommunalpolitische 
Erfolge. Hier ist kein besonderes 
Biotop für Kommunisten. 
Das Verallgemeinerbare dieses 
wahlpolitischen Erfolges ist: der 
Sprung in den Stadtrat war das Er-
gebnis langfristig angelegter, aus-
dauernder, konkreter Interessen-
vertretungsarbeit vor Ort. Wir ha-
ben ja inWülfrath nicht erst ein Jahr 
vor der Wahl mit der Politik ange-
fangen.Wir sind seit Mitte der 70er 
Jahre am Ball! Damals haben wir 
uns das Ziel ganz konkret vor die 
Brust genommen, in den Rat zu 
kommen. Wir haben seit Anfang 
der 70er Jahre —seit Bestehen der 
UZ —regelmäßig in der Stadt ge-
standen und die UZ verkauft. Wir 
waren ständig präsent und An-
sprechpartnerfür die Mitbürger . . . 

Nicht so schnell und nicht alles auf 
einmal. Dasliörtsichsoglattan. Sag 
doch ganz knapp: Was ist Deiner 
Meinung nach der wichtigste 
Eckpfeiler für erfolgreiche kommu-
nistische Kommunalpolitik? 
Zeit. 

Zur Person: 

Thomas Ferber ist 47Jahre alt. Vater von z wei 
erwachsenen Kindern, im ersten Beruf Ma-
schinenschlosser. Über die Begabtensonder-
prüfunghat erPädagogikstudiert. Heute ist er 
Bundesvorsitzender der „Marxistischen Ar-
beiterbildung" (MAB). 
1984 wurde Thomas mit.z wei anderen Genos-
sen und .zwei Genossinen in Wülfrath in den 
Rat gewählt. 
Mit dem Ergebnis 13,4 %DKP-Stimmen hat-
te niemand gerechnet. Bei der Kommunal-
wahl 1979 hatte die DKP 4,4 %der Stimmen 
bekommen. 
Thomas: „ UnserZiel war: über die S-Pro.zent-
Sperre .zu kommen. Alles über der S war für 
uns die ,Sahne'. Und es war viel Sahne. " 
Sein persönliches Ergebnis in seinem Wahl-
bezirk: 28 Prozent. 
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Die Mutter 
des Erfolges 

Wieso „Zeit"? 
Wir sind uns doch einig: Wir brau-
chen für mehr Erfolge viel mehr 
kommunistische Persönlichkeiten, 
die vor allem das Vertrauen der 
Arbeiterfamilien im Wohngebiet 
erwerben. Und dafür braucht man 
Zeit. Diese Erfahrung wird viel zu-
wenig berücksichtigt. In der Regel 
sind fünf bis zehn Jahre notwendig, 
— Jahre kontinuierlicher, nie un-
terbrochener und auch nicht we-
sentlich nachlassender Präsenz. 
Jahre offensiver, konkreter Inter-
essenvertretung und außerparla-
mentarischer Aktion. Billiger sind 
Erfolge nicht zu haben. 

Die Mutter des Erfolgs ist also Dei-
ner Meinung nach Ausdauer. 
Langfristigkeit derZielstellungund 
planmäßiges Herangehen ? 

Klar! Mit einer kurzen, kräftezeh-
renden Kampagne oder mit „takti-
schenTüfteleien" werden wir keine 
dauerhaften Erfolge erringen kön-
nen. Nicht in der Kommunalpoli-
tik, nicht bei der Parteientwick-
lung, nirgendwo. Unsere Erfah-
rung aus der ja erfolgreichen Be-
triebsarbeit ist doch: 
persönliche Verankerung in der 
Arbeiterklasse braucht Zeit. Das 
dort angestrebte Vertrauen will er-
arbeitet werden. Das gilt auch für 
die Kommunalpolitik, für das Wir-
ken im Wohngebiet. 
Oder gibt es etwa irgendein Natur-
gesetz, daß Arbeiterklasse im 
Stadtteil schneller Vertrauen zu 
Kommunisten faßt? Würde 
irgendeine Betriebsgruppe im 
Normalfall erwarten, daß ein Mit-
glied Betriebsrat wird, bloß weil es 
zwei, drei Mal einen tollen Beitrag 
auf einer Beriebsversammlung ge-
haltenhat? 

Da fragst Du was . . . 
Ich betone das j a auch nur, weil es in 
Wohngebietsgruppen in der Frage 
oft unrealistisches Herangehen 

und Ungeduld gegenüber objekti-
ven Bedingungen und der Arbei-
terklasse gibt. Manch einer unter-
liegtder Gefahr, den realen Proble-
men aus dem Weg zu gehen, in der 
Hoffnung, durch Ausweichen 
schneller vorwärtszukommen . . . 

Kannst Du das, bevor das jemand 
falsch versteht, konkreter machen ? 
Konkret meine ich: Wer in der Ar-
beiterklase die Hauptkraft gesell-
schaftlicher Veränderung sieht, 
der muß akzeptieren, daß für un-
sere Arbeiter- und Bündnispolitik 
im Stadtteil ähnliches gilt wie für 
Arbeiterpolitik im Betrieb. Dazu 
gehört: Vertrauen, das man als 
Grundlage für Massenveranke-
rung erst erwerben muß, wird 
durch Taten, nicht durch Worte 
entwickelt. Ehe die Kollegen un-
sere Argumente, unsere Erklärun-
gen,Programme und Zukunftsvor-
stellungen kritisch prüfen, müssen 
sie bereit sein, uns zuzuhören. 
Das tun sie gegenwärtig zum Teil 
mehr als friiher, aber letztlich nur 
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dann, wenn sie in gemeinsamer Ak-
tionVertrauen zuuns gefaßt haben. 
Das ist einer der Gründe, warum 
wir der gemeinsamen, aktions-
orientierten Interessenvertretung 
als Partei mehr Gewicht in der Pra-
xisgeben müssen. 

Das heißt also: die Rolle als Partei 
der•Arbeiterklassedureh mitreißefi-
des, mobilisierendes Handeln prak-
tisch e~ fahrbar machen ? 
Und zwar massenhaft! Den An-
spruch, den wir an alle unsere Ab-
geordneten stellen, nämlich als 
konsequente Interessenvertreter 
ihrer Mitbürger an der Spitze au-
ßerparlamentarischer Bewegun-
gen zu gehen, diesen Anspruch 
müssen wir an alle Vorstände von 
Wohngebietsgruppen, ja selbst an 
jedes Mitglied unserer Partei stel-
len. 
Die Partei muß Motor, Initiator in 
Bewegungen am Ort sein, nicht 
Mitmacher oder müdes Renn-
pferd,das ins Ziel getragen werden 
will . . . 

Ist sie denn letzteres? 
Das muß jede Parteigruppe für sich 
selbst beantworten. Allgemein, für 
die Partei als Ganzes kann man das 
sicher nicht sagen. Wir geben eine 
Menge Impulse, wir haben attrakti-
ve Alternativen zur Bekämpfung 
der Krise auch in den Kommunen. 
Ich will nur deutlich machen, daß 
wir unsere Rolle nicht auf die Pro-
paganda, auf das Erringen „geisti-
ger Führerschaft" beschränken 
dürfen, wenn wir mehr Einfluß, 
mehr Mitglieder, mehr reale 
Kampferfolge im Interesse der ar-
beitenden Menschen erzielen wol-
len. 
Daß wir mit unserer Weltanschau-
ung und Theorie die Welt prinzi-
piellerklären können —auch wenn 
wir aktuell nicht auf alle Fragen 
schon Antworten haben —und daß 
wir eine Gesellschaft ohne Krise, 
Krieg und Ausbeutung wollen, be-
wegt allein nicht viel. Unsere Träu-
me, Ideen, Programme müssen 
vom Papier in die Köpfe kommen. 
Und das gelingt uns umso mehr, je 

Unsere Rolle 
nicht auf die 
Propaganda 
beschränken 
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Teuflische Angst 
vor Politisierun ~ g 

„Der klassische CDU-Kommunalpoliti-
ker, wie ich ihn kenne, ist ein angesehe-
ner Bürger in seiner Gemeinde, der es 
beruflich bereits zu etwas gebracht hat, 
der geschätzt wird von seinen Mitbür-
ggern, der Urteilsvermögen hat . . . 
Er hat einen Blick für das Machbare, er 
weiß, es kann nicht alles Wünschenswer-
tefinanziert werden, und Politik ist nur in 
Schritten zu realisieren. 
(Rückschritt ist schließlich auch ein 
Schritt! Der Säzzer) 
Dieser klassische Kommunalpolitiker 
. . .der ist plötzlich konfrontiert ln einer 
gamen Reihe von Gemeinderäten . . .mit 
Leuten, die als Ideolo en in die kommu-
nalen Parlamente ewählt worden sind g 
... 
Dieser neue Typ des Kommunalpoliti-
kers schert sich rocht um die Gemein~.de-
ordnungg, nicht um die verfassungsmäßig 
vor eschriebenen Zuständi ketten der 
versgchiedenen olitischeng Bereiche. 
Dies führt dazu, daß unsere Leute, weil 
sie sich sachgerecht verhalten wollen, 
weil sie nicht un kommunalen Parlament 
über Raketenstationierung oder Außen-
ppolitik diskutieren wollen, sich zurück-
haltenbis hin zum Schwei en. Dann ent-
steht in der Öffentlichkei fierst recht der 
Eindruck, daß die anderen in der Offen-
siveseien und wir in der Defensive . . . 
Ich halte das für eine ganz gefährliche 
Entwicklung. 
(Ich nicht! Der Säzzer. " ) 
(Erwin Teufel, Vorsitzender der CDU-Landtagsfraktion in 
Baden-Württemberg in „Kommunalpolitische Blätter" 
3/87, Seite 174 
*Wir empfehlen als zusätzliche Lektüre das Gedicht von 
Heinnch Heine „Erinnerung aus Krähwinkels Schreckens-
tagen") 

mehr wir durch praktische Interes-
senvertretung Augen und Ohren 
der arbeitenden Menschen für un-
sere Ideen öffnen und ihr Ver-
trauen gewinnen. 
Vertrauen wächst nur aus der Ein-
heit aus klugem Wort und konse-
quenterTat für die Interessen der 
arbeitenden Menschen in Deiner 
Umgebung, im Betrieb und im 
Wohngebiet. 

Du hast vorhin gesagt: „Wir brau-
chen viel mehr kommunistische 
Persönlichkeiten, die das Ver-
trauen der Bevölkerung durch Ta-
ten, durch aktionsorientierte Inter-
essenvertretungerwerben. Aberwie 
wird man so eine Persönlichkeit? 
Wie kriegt man raus, was die Pro-
bleme im Wohngebiet sind, die den 
Leuteft auf den Nägelre brennen ? 

Da fällt miI- eine Karikatur von Ste-
fan Siegert aus dem „Leitfaden für 
die Gruppenarbeit" ein. Mitglie-
derversammlung: ein Genosse 
pennt, andere starren Löcher• in die 
Luft und der Vorsitzende referiert 
zur ,Lage im südlichen Eismeer'. 
Warum referiert er nicht über Kon-
flikte,Ereignisse, die in der Lokal-
zeitungstanden, die in der Stadt, im 
Stadtteil die Gemüter bewegen? 
Was ich damit sagen will: ohne 
Kenntnis und Information übel• 
den eigenen Stadtteil ist keine of-
fensive, aktionsorientierte Interes-
senvertretung möglich. 
Und ehrlich gesagt: manchmal ha-
beich den Eindruck, daß wir noch 
zu viele Wohngebietsgruppen und 
Mitglieder haben, die wie Fremde 
im eigenen Stadtteil leben, fast wie 
Beobachter von einem anderen 
Stern ..., jedenfalls nicht wie 
„Hiesige". 

Was ist Deiner Meinung nach ty-
pisch für erfolgreiche kommunisti-
sche Kommunalpolitiker•? 
Ich will mal sagen, wo sich kommu-
nistische Abgeordnete als Persön-
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lichkeiten nicht von allen andren 
Parteimitgliedern unterscheiden 
dürfen: sie müssen die arbeitenden 
Menschen mögen, da wo sie woh-
nen; sie müssen sich ihnen und ih-
ren Problemen gegenüber ver-
pflichtetfühlen —auch wenn sie an-
derer politischer Meinung sind; sie 
müssen sich um die alltäglichen 
Probleme kümmern und ein positi-
vesVerhältnis zudem Ort haben, in 
dem sie leben. 
Im Unterschied zu bürgerlichen 
Abgeordneten kümmern wir uns 
nicht nur um arbeitende Menschen, 
weil wir ihre Stimme bei der Wahl 
wollen. 

Aber das kann doch nicht das typi-
sche Profil eines kommunistischen 
Kommunalpolitikers ausmachen ? 

Das Typische ist, daß wir uns kon-
sequentfür die Interessen arbeiten-
der Menschen in der Kommune 
einsetzen — im Rat und außerhalb. 
Wir werden gewählt, weil die Men-
schen uns Kompetenz zutrauen 
und glauben, daß wir im Rathaus 
nichts anderes machen, als wir vor 
der Wahl gesagt haben. Und daß 
wir für „Glasnost", gläserne Ra-
thäuserund frischen Wind sorgen, 
es „denen da oben" zeigen. 

Aber wir bleiben nicht dabei ste-
hen.Schließlich wollen wir eine an-
dere Bundesrepublik, eine Frie-
densrepublik, eine Republik, in der 
jeder Arbeit hat und das Großkapi-
tal nichts mehr zu melden. Darum 
müssen wir natürlich auch die Ur-
sachen erklären; warum die Inter-
essen aller arbeitenden Menschen 
und nichtmonopolistischen 
Schichten in diesem Staat eine so 
geringe Rolle spielen und wie wir 
uns die Zukunft vorstellen, welche 
Gesellschaftsordnung wir anstre-
benund wer der Gegner mit Namen 
und Hausnummer ist. 
Bei anderen (nicht nur)Kommu-
nalpolitikern erleben die Wähler 

Erinnerung aus 
Krähwinkels 

Schreckenstagen 

Wir, Bürgermeister und Senat, 
Wir haben folgendes Mandat 

Stadtväterlichst analle Klassen 
Der Bürgerschaft erlassen: 

Ausländer, Fremde sind es meist, 
Die unter uns gesät den Geist 

Der Rebellion. Dergleichen Sünder 
Gottlob sind selten Landeskinder. 

Auch Gottesleugner sind es meist, 
Wer sich von seinem Gotte reißt, 

Wird endlich auch abtrünnig werden 
Von seinen irdischen Behörden. 

Der Obrigkeit behorchen, ist 
Die erste Pflicht fur Jud und Christ 

Es schließe jeder sein Bude, 
Sobald es dunkelt, Christ und Jude. 

Wo ihj-er drei beisammenstehen, 
Da soll man auseinandergehen. 

Des Nachts soll niemand auf den Gassen 
Sich ohne Leuchte sehen lassen. 

Es liefre seine Wa en aus 
Ein 'eder in dem Gi denhaus; 

Auc~ Munition von jeder Sorte 
Wird deponiert am selben Orte. 

Wer auf der Sraße räsoniert, 
Wird unverzüglich filiert; 

Das Räsonieren durc Gebärden 
Soll gleichfalls hart bestrafet werden. 

Vertrauet Eurem Magistrat, 
Dej~ fromm und liebend schützt den Staat, 
Durch huldreich hochwohlweises Walten; 
Euch .ziemt es, stets das Maul.zu halten. 

(Heinrich Heine, 1853) 
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Unser 
„Markenzei-

chen"als 
Kommuni-

sten 

immer wieder: „Wir geben unsere 
Stimme ab und müssen dann 
sprachlos und ohne Einfluß zuse-
hen, wie Politik gegen uns ge-
macht wird ..." 

Also, wer uns kennt, traut uns das 
nicht zu, obwohl dieses Mißtrauen 
gegenüber den bürgerlichen Par-
teienauch auf uns „abfärbt" und wir 
uns große Mühe geben müssen, ge-
rade die enttäuschten Nichtwähler 
zum Eingreifen zu ermutigen. 
Darüber hinaus ist eins unserer 
Markenzeichen als Kommunisten, 
daß wir keine selbstherrliche „Stell-
vertreterpolitik" hinter verschlos-
senenTüren machen. Wir legen un-
seren Wählern laufend Rechen-
schaft abüber unsere Ratstätigkeit, 
informieren sie und beziehen sie di-
rekt in Aktionen ein. 
Bei dieser Politik für und mit den 
Menschen spielt unsere Stadtzei-
tung „Roter Reporter" eine enorm 
wichtige Rolle. 

Aber was macht z. B. eine Partei-
gruppe, die keinen Ansatzpunkt 
sieht, „Politik mit ihren Mitmen-
schen "zu machen oderdie erstganz 
am Anfang ihrer kommunalpoliti-
schenAktivitäten steht? 

Genau genommen steht am Anfang 
„Stellvertreter"-Politik der Kom-
munisten im besten Sinne: Artikel 
in der Stadtteilzeitung, Aktionen 
der Parteigruppe, Bürgeranträge 
an den Rat oder die Bezirksver-
sammlung, mit denen Kommuni-
sten stellvertretend die Meinung 
arbeitender Menschen, z. B. zur 
Gesundheits- oder Steuerreform 
oder lokalen Ereignissen, zum 
Ausdruck bringen und ihre Politik, 
die Forderungen der DKP, be-
kanntmachen. Mit irgendwas müs-
sen wir anfangen, wenn wir mehr 
Masseneinfluß gewinnen wollen. 
Und solche „Stellvertreter"-Politik 
brauchen wir viel mehr in der Par-
tei! In allen Parteigruppen. 

i 
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Du hast vorhin den regelmäßigen 
UZ-Verkauf als einen Faktor Eures 
Erfolges erwähnt. Ich kann mir vor-
stellen, daß da manch ein Mitglied 
abwinkt, die Augen verdreht und 
denkt: „Noch so eine Floskel eines 
Parteifunktionärs. " 

Eines unserer Hauptprobleme als 
Kommunisten in der Bundesrepu-
blik ist ja, daß wir durch die Mas-
senmedien von der Bevölkerung 
isoliert werden sollen. Das ge-
schieht durch Totschweigen, aber 
auch durch Kampagnen, die den 
Menschen weismachen sollen, wir 
würden die Gewerkschaften oder 
die Friedensbewegung „unterwan-
dern", wir würden in einer „tiefen 
Krise" stecken oder wären wegen 
Perestroika „zerstritten". 
Diese Versuche, eine Mauer um 
uns zu errichten, uns ins innere Exil 
zu treiben, kannst Du nur durch-
brechen, indem Du in der Öffent-
lichkeit präsent bist. Das ist die er-
steBedingung für Erfolge. Die Mit-
bürger müssen uns sehen, müssen 
uns kennen. Jede Parteigruppe 
muß „zum Anfassen" sein und kein 
anonymer Haufen, der in irgend-
welchen Hinterzimmern tagt. Und 
daist der UZ-Verkauf eins unserer 
bewährtesten Mittel. Wie anders 
soll jemand unverfälschte Informa-
tionen, Argumente von uns über 
Kommunisten bekommen? 
UZ-Verkaufen ist gleichzeitig eine 
Antwort auf Deine vorherige Fra-
ge: Wie kriegt man raus, welche 
Probleme den Menschen imWohn-
gebiet unter den Nägeln brennen? 
Durch das Gespräch beim UZ-
Verkauf. Wer nicht wie ein Zeuge 
Jehovas stumm an der Ecke steht 
oder sich hinterm Info-Tisch ver-
schanzt,der kann im Gespräch sehr 
viel über kleine und große Proble-
me seiner Mitmenschen erfahren. 
Das muß man dann nicht über zehn 
Ecken erforschen oder großange-
legte „Stadtteil-Analyse" betrei-
ben. 

12 
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Ist es wirklich so, daß viele Wohnge-
bietsgruppenzuwenig über Proble-
me, Vorgänge im Stadtteil wissen ? 
Wenn ja, woran liegt das ? 

Manchmal ist es tatsächlich so, daß 
Genossen nicht mal wissen, wieviel 
sie selbst für die Müllabfuhr bezah-
len müssen, oder wie hoch ihr 
Strompreis ist. Sie können unheim-
lich gut erklären, warum das so ist, 
daß die Preise steigen, was die Kri-
se der Kommunen mit der Steuer-
reform zu tun hat usw., aber sie ha-
ben aufgehört, sich darüber zu är-
gern, sich davon betroffen zu füh-
len. Sie betrachten alles aus unse-
rem Gebäude von Erklärungen, 
ohne die Wut im Bauch, die not-
wendig ist, diese Welt zu verän-
dern, im Kleinen wie im Großen. 
Das ist —zugespitzt gesagt —eine 
spezielle Form von Sektierertum, 
die überwunden werden muß. 
Und wie überwindet man solch eine 
distanzierte Beobachter-Position ? 
In dem Moment, wo man sich ein-
setzt für bestimmte Interessen der 
Bürger, was u. U. ja auch die eige-
nensind. Damit schafft man Identi-
fikation mit dem Ort, wo man lebt 
und die besten Bedingungen für 
politische Arbeit. Die Kunst eines 
Gruppenvorstandes besteht dar-
in, bei jedem Mitglied Interesse 
am Stadtteil zu wecken. „Ich will 
mich hier verankern!" muß zur 
Grundhaltung jedes Mitglieds 
werden. 
Wer im Betrieb sich nicht selber 
empört über Mißstände, Unge-
rechtigkeiten und sich nicht wehrt, 
der wird auch nie Vertrauensmann 
oder Betriebsrätin. Das wirst Du 
auch nicht durch große Erklärun-
gen über die Mehrwert-Theorie, 
sondern indem du dich um das 
„Teewasser" der Kollegen küm-
merst. 
Spielt diese „Teewasser"-Politik 
wirklich noch diese große Rolle ? 
Sind nicht globale Fragen, Zu-
kunftsmodelle wichtiger gewo~•-

Hier haben I~Iitglieder 
der DKP l~atsnlandate 

In rund 60 Städten und Gemeinden zwischen 
Flensburg und Bodensee nehmen Männer und 
Frauen aus der DKP auf unterschiedlichsten 
kommunalpolitischen Ebenen Mandate wahr, 
z. T. als DKP Abgeordnete,,z. Tals Vertreter von 
Bündnislisten. Sae treten ein für die Interessen der 
„kleinen Leute ̀; unterstutzt von den Parteigrup-
pen. Hier die Städte und Gemeinden, Stadt- und 
Ortsteile mit kommunistischen Abgeordneten: 

Schleswig-Holstein 

Barmstedt 
Börnsen 

Niedersachsen 

Oldenburg 
Rotenbur 7 
Westover~edigen 
Wremen 
Weener 
Lunestedt 
Rämelslohe 
Waener 
Nordhorn 
Nordenham 

Nordrhein- j~estfalen 

Ahlen 
Bottrop 
Gladbeck 
Hattingen 
Oberhausen 
Kamen 
Steinhagen 
Essen 
Gelsenkirchen 
Düsseldorf 
Gevelsberg 
Wülfrath 
Erkrath 

Hessen 

Ahnatal 
Dietzenbach 
Gersfeld 
Langenselbold 
Marburg 

Hessisch-Lichtenau 
Neuberg 
Hainburg 
Reinheim 
Oelshausen 
Wächtersbach 
Drasenberg-Schluchtern 
Mainz-Kastel 

Saar 

Merzig-Brotdorf 
Püttlingen 
Sötern 

Rheinland-Pfalz 

Körborn 
Oppenheim 
P ep elbach 
Steinbach 
Obrigheim-Mühlheim 

Baden-Württemberg 

Heidenheim 
Mannheim 
Tübingen 
Markgröningen 
Waiblingen 
Löffingen 

Bayern 

Nürnberg 
Schwandorf 
Er~oldsbach 
Kösching 
Lindau 
Ottobeuren 
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den ? Spielt nicht „geistige Mei-
nungsführerschaft" eine wichtigere 
Rolle ? 
Ihre Rolle ist unbestreitbar ge-
wachsen. Ich habe das vorhin 
schon getont: Wir müssen die Ein-
heit beachten. Geistige Meinungs-
führerschaft ist nur auf der Basis 
praktizierter Interessenvertre-
tungsarbeit zu erkämpfen. 
Es ist richtig, daß wir den Interes-
senbegriff nicht einengen dürfen. 
Wir müssen sehr genau beachten, 
daß die soziale Vielfalt, das Gesicht 
der Arbeiterklasse sich verändert 
und daß neben den Hauptinteres-
senFrieden, Arbeit, soziale Sicher-
heit andere Interessen z. B. nach 
sinnvoller Arbeit, Freizeit, gesun-
der Umwelt und Lebensweise an 
Bedeutung zugenommen haben. 
Aber ich bleibe dabei: 
Dort, wo wir in die Parlamente ge-
kommen sind, zeigt sich ganz deut-
lich, daß die Wähler sich für uns 
entscheiden —weil wir ihre Empö-
rung über Mißstände öffentlich 
zum Ausdruck bringen und nicht 
locker lassen, uns für ihre Interes-
sen und für Veränderungen einzu-
setzen. 

{.,.-; .. ":~'" ~' ji,. i  . .'' 

~ . _ . . _.. . ..~1;~f --~~,,, 

Und Empörung ist immer konkret 
— nicht allgemein über „das Sy-
stem", sondern z. B. über die Ver-
waltung und ihren schlampigen 
Umgang mit der Müllabfuhr oder 
den Preis der Müllsäcke, den Zu-
stand von Spielplätzen, die Unter-
versorgung eines Stadtteils mit 
Ärzten . . . 
Das gilt übrigens auch für die globa-
len Fragen. Die schweben ja nicht 
im luftleeren Raum über den Köp-
fen, sondern sie fangen vor der 
Haustür an. Sie stellen sich vor Ort 
in den Städten und Gemeinden: Mi-
litarisierung und Kriegsvorberei-
tungzeigt sich z. B. im kommunalen 
Bunkerbau, im Straßenbau, in 
Sprengschächten von Brücken . . . 
für Verbrechen an Natur und Ge-
sundheit findet man in fast jeder 
Stadt Beispiele und Verursa-
cher . . .und die Filiale einer Groß-
bank, die für Ausbeutung, Hunger 
und Unterdrückung in der 3. Welt 
mitverantwortlich ist, findet man an 
fast jeder Straßenecke . . . 
Gut, nun gibt es aber Gruppen, die 
sehen durchaus die Fülle von Pro-
blemen, die ja wirklich auf der Stra-
ße liegen, aber sie sind ratlos, 
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wo sie anfangen sollen, auf welches 
Problem sie sich konzentrieren sol-
len. . . 
Dieser Überblick, diese umfassen-
de Kenntnis ist ja wichtig . . . 
Aber wo packt man an ? 
Da gibt es keine Antwort, die für al-
leWohngebietsgruppen gilt. Allge-
meingültigist nur, daß man erst gar 
nicht versuchen soll, alles anzupak-
ken. Wichtig ist, es müssen 
Schwerpunkte gesetzt werden, 
räumlich, inhaltlich und auf die 
Zielgruppe bezogen. Und was 
wichtig ist: darüber muß Einigkeit 
herrschen, damit nicht jedes halbe 
Jahr von vorn diskutiert werden 
muß. 
Wir haben in Wülfrath gesagt: ins 
Zentrum unserer Politik stellen wir 
die Lebensinteressen junger Ar-
beiterfamilien mit Kindern. Das 
schließt andere nicht aus, denn äl-
tere Arbeiter wollen auch, daß es 
ihren Kindern und Enkeln gut geht. 
Und wenn wir für sichere Schulwe-
ge oder attraktive Spielplätze ein-
getreten sind, dann profitieren da-
von auch Kinder anderer Schich-
ten. 
Aber wir haben die Zielgruppe klar 
bestimmt und bei Problemen ge-
fragt: Betrifft die das besonders? 
So eine Schwerpunktbildung heißt, 
daß man logischerweise auch Pro-
bleme liegen lassen muß. Es heißt 
aber nicht, daß man eine „Ein-
Punkt-Politik" macht. 
Man muß dranbleiben an jedem 
Problem, das aufgegriffen wird. 
Das kann manchmal ganz schön 
viel Kraft binden. Aber in der Sum-
me der Forderungen, die man auf-
stellt, und der Aktionen, die man 
macht, muß deutlich sein: alles 
dreht sich um die Interessen der 
Hauptzielgruppe. 
Der Rest ist dann normales Hand-
werkszeug der Parteiarbeit, das 
man sich aneignen kann, wenn man 
UZ liest, das Kommunalpolitische 
Programm, die PRAXIS oder 
wenn man den Erfahrungsaus 

tausch mit anderen Gruppen auf 
Konferenzen nutzt. 

Welches Handwerkzeug meinst Du 
besonders ? 
Daß wirklich jede Wohngebiets-
gruppeihre eigene Stadtteilzeitung 
herausgibt und verteilt; 
—daß man in den Wohngebietszei-
tungen regelmäßig berichtet, infor-
miert . . .über Reaktionen der Ver-
waltung auf Forderungen und Ak-
tionen; 
—daß man immer wieder das Ge-
spräch sucht, bei Unterschriften-
sammlungen, beim Überreichen 
der Wohngebietszeitung, am Info-
Tisch . . . 

Sag mal ehrlich: Ist die Erfolgsaus-
sicht, die Chance, in den Rat zu 
kommen, für Dich der wesentliche 
Motorgewesen, Dich stärker in der 
Stadt, in der Kommunalpolitik zu 
engagieren ? 
Das hat unser aller Kräfte in Wülf-
rath durchaus beflügelt. Aber der 
entscheidende Motor war das für 
niemanden. 
Für mich als Kommunist ist der 
konsequente Einsatz für die Inter-
essen der kleinen Leute ein Grund-
anliegen. Selbst wenn es keine 
Kommunalwahlen gäbe . . . Kom-
munisten setzen sich überall auch 
unter den schlimmsten Bedingun-
gen —Faschismus, Illegalität —für 
Lebensinteressen der arbeitenden 
Menschen ein. Das ist doch unser 
Markenzeichen! 
Darum muß jede Parteigruppe 
selbst dort, wo wir keine aktuelle 
Chance haben, in den Rat oder die 
Bezirksvertretung gewählt zu wer-
den, aktiv Kommunalpolitik ma-
chenund darüber hinaus selbstver-
ständlich in der eigenen Gruppe 
immer dafür kämpfen, daß die Ar-
beit in den kommunalen Wahl-
schwerpunkten unterstützt wird. 
Einen anderen, einfacheren Weg 
zu mehr Massenverankerung ken-
ne ich nicht. 

Die Chance, 
in den Rat 
zu kommen 
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Materialien 

These 3 O:Neue Momente in der Kommunalpolitik 
Als Folge der Krise und der Bonner Politik 
der„ Wende nach rechts" verschärfen sich die 
kommunalen Konflikte. 
Massenarbeitslosigkeit und steigende Sozial-
hitfelastenschränken die kommunalen Mög-
lichkeiten erheblich ein. Aus einzelnen Kri-
sen eldern hat sich eine Krise der Kommu-
na politik entwickelt, die fast alle Seiten des 
Reproduktionsprozesses erfaßt. Sie zeigt sich 
im Abbau sozialer und schulischer Einrich-
tungen, in teilweise unerträglich werdenden 
Wohn-, Wohnumfeld- und Freizeitbedin-
gungen, in der Ruckgängiggmachung kultu-
reller Aktivitäten und burgerschaftlicher 
Vorhaben. Sie wird sichtbar Im Stellenabbau 
und in der Privatisierung im o entliehen 
Dienst, in Bau- und Umweltskan alen, aber 
auch in Aktionen gegen Betriebsschließun-
gen, Kernkraftwerke, hochgiftige Deponien 
und mllltarischen Großanlagenbau. 
In allen diesen Fragen nimmt das Engage-
mentderBürgerzu, entstehen vielfach breite 
Widerstandsaktionen der Bürger. SIe finden 
mehr Unterstützung von Ratsvertretern, die 
sich nicht als Dulder oder Vollstrecker des 
Rechtskurses in den Kommunen erniedrigen 
lassen wollen. Es entwickeln sich Bewegun-
gen, die nach demokratischen Auswegen aus 
der Krise suchen. 

Auf der kommunalen Ebene erleben die 
Bürger die Krisenhaftigkeit des kapltallstl-
schenSystems hautnah, konkret und in über-
schaubarer Größe. Die systembedingten Ur-
sachen sind leichter zu erkennen. Das alles 
führt zu einer Politisierung der kommunalen 
Auseinandersetzungen. SIe wird auch daran 
erkennbar, daß internationale Probleme 
zum Gegenstand von Kommunalpolitik 
werden: Städte erklären sich zu atomwaf fen-
freien Zonen, knüpfen Partnerschaftsbezie-
hungen zu Städten sozialistischer und anti-
imperialistischer Staaten, unterstützen 
Streikkämpfe in anderen Ländern —wie 
beim englischen Bergarbeiterstreik. Kom-
munal olltlk rst somit zu einem wichtigen 
Feld der Formierung von Kräften gegen d1e 
Bonner Wendereglerunggeworden. MIt dem 
Einzug vieler Abgeordneter der grün-alter-
nativen Strömung In Kommunalparlamente 
haben sich die Wirkungsmöglichkeiten für 
demokratische und linke Kommunalpolitik 
verbessert. In diegleiche Richtung wirken die 
neuen Momente in der SPD-Politik. Es ent 

stehen zusätzliche Zugänge für unsere Ak-
tionseinheits- und Bündnis~olltik. 
Die DKPhat durch dieAktivität ihrer Wohn-
gebietsgruppen und durch das Wirken ihrer 
Abgeordneten einen großen Erfahrun~s-
schatz in der Umsetzung von Arbeiterpolitik 
auf kommunaler Ebene gesammelt. Durch 
die Entwicklung von außerparlamentari-
schen Initiativen hat sie zur Wahrnehmung 
sozialer und demokratischer Bürgerinteres-
sen und zur Entwicklung von Alternativen 
zur Wendepolitik beigetragen. Teile der Ar-
beiterklassekönnen schon seltgeraumerZeit 
nicht mehr durch die etablierten Parteien 
mobilisiert werden. Viele Nichtwähler gera-
de in der Arbeiterklasse und der Arbeiterju-
gend sind dafür Anzeichen. Die Erfahrung 
zeigt, da es moglich ist, Teile dieser Nicht-
wähler ei Kommunalwahlen auf die DKP 
zu orientieren. 

Auch die Möglichkeiten, zu linken und de-
mokratischen Wahlbündnissen zu kommen, 
sind auf der kommunalen Ebene ver-
gleichsweise günstig. Die beteiligten Kräfte 
kennen sich häufegpersönlichaus au f3erpar-
lamentarischen Aktivitäten aus Burgerinl-
tiativen, Vereinen und der Gewerkschaftsar-
beit. Viele Engagierte stellen die Frage, war-
um die Zusammenarbeit, die in den Bewe-
~ungen, in Betrieben und Stadtteilen möglich 
ist, nicht auch in Parlamenten verwirklicht 
werden kann. Einigen demokratischen 
Wahlbündnissen, in denen Mitglieder der 
DKP mitwirken, ist es inzwischen gelungen, 
in Stadt- bzw. Gemeindeparlamente einzu-
ziehen. Die dortgemachten Erfahrungen zei-
gen, daß diese Bündnisse so erfolgreich ar-
beiten und eine tängerfristige Perspektive ha-
ben können. 

In enger Wechselwirkung mit der betriebli-
chen Interessenvertretung Ist arbeiterorien-
tierte Kommunalpolitik ein wesentliches 
Wirkungsfeld unserer Partei. Gerade auf 
kommunaler Ebene gilt es, durch aktives au-
ßerparlamentarisches Handeln und eine da-
mit verbundene Wahlpolitik kommunisti-
sche Persönlichkeiten zu profilieren, um die 
Entwickl ung eines größeren Arbeiterwähler-
potentials, umparlamentarische Positionen, 
um die Stärkung des Einflusses der Partei 
und um die Gewinnung neuer Mitglieder zu 
ringen. 
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Der besondere Platz von 
Kommunalwahlen 

„Für den Einzug kommunisti-
scherAbgeordneter in die Parla-
mente kommt den Kommunal-
wahlen ein besonderer Platz zu. 

In den überschaubaren Räumen 
der Städte und Gemeinden ent-
wickeln sich durch die aktive 1-ir-

beit von Mitgliedern unserer Par-
tei inBetrieben und Gewerkschaf-
ten, in Vereinen und Bewegungen 
am ehesten kommunistische Per-
sönlichkeiten, die bei Kollegen 
und Nachbarn bekannt und ge-
achtetsind. 

Hier haben die Grundorganisa-
tionen der DKP ihr unmittelbares 
Wirkungsfeld. Hier erscheint die 
Fünf-Prozent-Hürde unseren 
möglichen Wählern eher über-
windbar, in drei Bundesländern 
existiert eine solche Sperrklausel 
überhaupt nicht. Auf kommuna-
lerEbene gibt es somit günstigere 
Bedingungen, ein Wählerpoten-
tial für die DKP zu gewinnen. 

Zugleich sind hier die Vorausset-
zungen für demokratische Wahl-
bündnisse vergleichsweise gün-
stig. 
Die dafür zu gewinnenden Kräfte 
kennen sich häufigpersönlich aus 
Betrieben und Gewerkschaften, 
aus Vereinen undlnitiativen. Vor-
behalte werden in gemeinsamer 
außerparlamentarischer Arbeit 
abgebaut. Die Entwicklung und 
Festigung eines Stammwählerpo-
tentials bei Kommunalwahlen ist 
zugleich ein wichtiger Beitrag da-
zu, Voraussetzungen für Erfolge 
auch bei überregionalen Wahlen 
zu schaffen. . . . Um bei Kommu-
nalwahlen voranzukommen, 
müssen die besten Erfahrungen 
von Eigenkandidaturen wie von 
Wahlbündniskandidaturen über-
all in der Partei verallgemeinert 
werden. Die Zahl der kommuna-
len Schwerpunkte ist auszu-
bauen. " 

Aus derEntschließungder6. PV-TagungderDKP 
zur Wahlpolitik, ApnT 1987. 
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Kommunalpolitik kann für Kommunisten keine Angelegenheit 
~~~~ ~ von ein paar„auserwählten" 

~ a~ t Ratsfraktionen oder„spezia-
lrsaerten " Sch werpunktkrersen 

~t~.ndbein bleiben. Konsequente und konkrete 
Interessenvertretung„zwischen Werks-
torund Wohnungstür" muß gleach nach 

der politischen Arbeit in Großbetrieben das 2. Standbein derArbeiterpolitik ~. 
in der gesamte Partei werden. Warum —das wollen wir in einigen zugespitzten 5. 
Thesen zur Diskussion stellen. 

ig 
~ 
i 
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UZ-Verkauf 
im Stadtteil - 

ein Schritt ~; 
zur Veranke-

rung 

Foto: Scholz 

~ 

1. Ganz grundgelegend 
be rundet g 

Kapitalismus und seine Profitma-
cherei finden nicht im luftleeren 
Raum statt, sondern räumlich be-
trachtet in Betrieben und Verwal-
tungen, Städten und Gemeinden. 
Vor allem in den Städten und Ge-
meinden werden die wirtschaftli-
chen, politischen, sozialen und 
ideologischen Bedingungen zur 
Aufrechterhaltung und Erweite-
rung des kapitalistischen Verwer-
tungsprozesses reproduziert. 

Die Kommunen sichern einen 
Großteil der sogenannten Infra-
struktur. 
Für die Betriebe: Verkehrsan-
schlüsse, Energieversorgung, Ent-
sorgung, Ansiedlungsflächen, Ar-
beitskräfte usw. 

Für die „Ware Arbeitskraft": Woh-
nungen, Kindergärten, Schulen, 
Krankenhäuser, Freizeit-/Kultur-
angebote, sonstige Dienstleistun-
gen . . ., die als Existenzgrundlage 
für Arbeitskräfte notwendig sind. 

Alles, was auf kommunaler Ebene 
geschieht, ist folglich eingebettet in 
den Widerspruch zwischen Kapital 
und Arbeit. Auf dieser untersten 
Ebene des staatlichen Aufbaus la-
stet der ganze Druck der kapitali-
stischen Krise. 

Neben dem Kampf um mehr Lohn, 
Arbeitszeitverkürzung, humane 
Arbeitsbedingungen inden Betrie-
ben — im Bereich der Produktion, 
Verteilung, Dienstleistung —ist es 
ein grundlegendes Anliegen der 
Arbeiterklasse insgesamt, best-
mögliche Lebensbedingungen zu 
sichern und sie ständig zu verbes-
sern. 
Das erfordert auch ein starkes En-
gagement der gesamten Arbeiter-
bewegung in der Kommunalpoli-
tik. 

Der Druck 
der Krise 
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Gewerkschaften fordern: 
„Kommunalpolitik für Arbeitnehmer" 

Auch in den Gewerkschaften setzt sich die Er-
kenntnis durch, daß Interessenvertretung für ar-
beitende Menschen stärker auch auf kommuna-
lerEbene stattfinden muß. 
So fordert die ÜTV-Vorsitzende Monika Wulf-
Mathies im Reformprogramm ihrer Gewerkk-
schaft für das Gemeindefinanzsystem, daß auf 
kommunalerEbene derHauptansatzpunkteiner 
gewerkschaftlichen Offensive für qualitatives 
Wachstum, Arbeitsplätze, Umweltschutz, öffent-
licheInfrastruktur und die Versorgung aller Bür-
ger mit lebenswichtigen Gütern und Dienstlei-
stungen liegen müsse. 
Und der DGB-Landesbezirksvorsitzende in 
NRW, Dieter Mahlberg, forderte Ende letzten 
Jahres auf dem Kongreß „Kommunalpolitik für 
Arbeitnehmer"in Hagen, den er„als Signal gegen 
den Zeitgeist des Rückzugs der staatlichen Ver-
antwortung j fiirdie Lebensbedingungen der Ar-
beitnehmer ̀ verstanden wissen wollte: 
„DaszentraleAktionsfeld derGewerkschaftenist 
der Betrieb, die Verwaltung, sind die Arbeitsbe-
dingungen von Millionen Arbeitnehmern . . . 
Gleichzeitig aber gilt unser Anspruch, Arbeit-
nehmerinteressen auch außerhalb des Betriebes 
allumfassend zu vertreten. In diesem Sinne müs-
sen wir unseren Blickschärfen fürdie zunehmen-
de Einschränkung von Lebensqualität dort, wo 
Arbeitnehmer wohnen und leben, wo sie unmit-
telbar betrof~`en sind . . . 
Ich meine . . ., daß es an der Zeit ist, eine Kom-
munalpolitik für Arbeitnehmer zu formulie-
ren. . . . (Die) gesamtgesellschaftliche Negativbi-
lanz verliert vor Ort ihren abstrakten Charakter. 
Hier werden die Folgen von den Menschen haut-
nah erlebt . . . 
Wir rufen auf zu neuer demokratischer Kreativi-
tät auf der kommunalen Ebene! . . .Die Kom-
munen müssen mehr politisches Selbstbewußt-
seinentwickeln. Sie müssen Gegenmacht für eine 
BonnerPolitiksein, die am Sonntagdie kommu-
nale Bedeutung beschwört und am Montag die 
Kommunen mit ihren sozialen Problemen allein 
läßt. " 

2. Ganz pragmatisch 
begründet 

70 Prozent und mehr der DKP-
Parteigruppen sind Wohngebiets-
gruppen, d. h.die übergroße Mehr-
heit unserer Mitglieder ist nicht in 
Betrieben organisiert. 
Der Weg zu einer stärkeren Ver-
ankerung in der Arbeiterklasse 
muß also neben der Betriebsarbeit 
über die Wohngebietsgruppen 
führen. 
In ihnen stecken die größten Ak-
tionspotentiale, die größten Re-
serven. 
Die Wohngebietsgruppen müssen 
ihrer Verantwortung für die Stär-
kung des Masseneinflusses der 
Partei, für die Nutzung der vielfälti-
genZugänge zuArbeitern und An-
gestellten mehr gerecht werden:* 

— durch Hilfe und Unterstützung 
für die Genossinnen und Genossen 
aus Wohngebietsgruppen, die als 
betriebliche oder gewerkschaftli-
che Interessenvertreter von ihren 
Kolleginnen und Kollegen gewählt 
wurden; 
—durch stärkere Zusammenarbeit 
mit Betriebsgruppen 
— durch Gründung von Betriebs-
aktivs als Grundlage für Betriebs-
gruppen-Gründungen 
— durch Hilfe bei der Gründtin~ 
von SDAJ-Betriebsgruppen 
und auf breiter Front 
— durch stärkere, aktionsorien-
tierte Vertretung von Arbeiterin-
teressen auf dem Feld der Kom-
munalpolitik, Mitarbeit in Verei-
nen und anderen Massenorgani-
sationen am Ort. 

*siehe dazu auch die Schlußfolgerun-
gen der B. PV-Tagung 1987, die auch 
— mit allen Diskussionsbeiträgen —
als Buch in der Edition Marxistische 
Blätter erschienen ist. 
„Arbeiterpolitik heute —Klasse, Kri-
sen, Kämpfe" 
Düsseldorf 1988, 232 Seiten, 14,80 
DM 
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Neue Chancen 

„Die Widersprüche, die durch das brutale Bonner Kri-
senmanagement imInteresse des Großkapitals hervor-
gerufenwerden, ,zerren nicht nuran den Nerven bürger-
licherKommunal olitik. Es unter räbt mehr noch zhr 
Selbstverständnis öv m ,ehrlichen Makler' der Bür er-
interessen. Letztlich legt diese Bonner Strate ie die Äxt 
auch an bür erliche Kommunal olitik. Hi ~ wachsen 
ob 'ektive B ~ dnismö lichkeiten . . g 
O~ 'ektiv wächst die Ahnung vom Klassen.zusammen-
han in der Politik der Bundesre ierun e enüber den 
Kommunen, und wirmüssen di ~ Chän~ ~ nutzen.zur 
Entwicklung präziseren antimonoplistischen Bewußt-
seins in der Kommunal olitik. 
Entscheidend aber wird die emeinsameAktiondec be-
tro enen Menschen sein, i nder wir mit den betro enen .,~ .~ 
Burgern auch mit verschiedenen politischen Gruppie-
rungen an einem Strang.ziehen. " 

Nur so kann Massenverankerung 
'- an sich als konkrete Verankerung 

für sich unter Nachbarn, Freunden, 
Mitbürgern Realität werden. 

3. Strate fisch 
begrün et: 

Als strategische Aufgabe haben 
°- wir uns mit unserem Parteipro-
,• gramm und den Thesen des Ham-
~, burger Parteitages gestellt: die 

Wende nach rechts zu stoppen, ei-
neneue Politik für Frieden, Arbeit, 

i Umwelt durchzusetzen, eine Wen-
'~ de zu demokratischem und sozia-

lem Fortschritt herbeizuführen 
`und über eine antimonopolistische 
Demokratie den Weg zum Sozialis-
mus zu öff~ien. 

~' Hierbei müssen wir neue Momente 
`. stärker berücksichtigen, denn die 

Widersprüche, die durch das bru-
-. tale Bonner Krisenmanagement im 
,~ Interesse des Großkapitals hervor-
. gerufen und verschärft werden 

(siehe Kapitel 3), schaffen objektiv 
größere Chancen, vor Ort in der 
Kommunalpolitik präziseres anti-
monopolistisches Bewußtsein 
und reale Bündnisse zu schaffen. 
Dazu ist es erforderlich, daß die 
Organisationen der Arbeiterbewe-
gung, insbesondere die Kommuni-
sten 
— ihre Aktionstätigkeit und den 
außerparlamentarischen Kampf 
im Stadtteil verstärken; 
— Fortschritte in der Aktionsein-
heit im Stadtteil machen, d. h. kon-
kret für SPD und DKP: stärker zu 
kooperieren und gleichsam durch 
stärkere, mobilisierende Mitarbeit 
in Bündnissen Einfluß auf Kom-
munalpolitik zu nehmen (siehe 
auch nebenstehenden Kasten). 
Anders sind neue Chancen nicht zu 
Realitäten zu machen. 
Soweit drei wesentliche Begrün-
dungen dafür, daß die politische 
Arbeit im Wohngebiet für die Par-
tei als Ganzes von so zentraler Be-
deutungist. 

Rolf Priemer, 
Mitglied des Prä-
sidiums und Se-
kretariats des 
DKP-Parteivor-
standes in der UZ 
vom 7.4.1988 
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Land-
verbrauch für 

militärische 
Zwecke 

Als zusätzliche Begründung wol-
len wir im Folgenden den Stellen-
wert kommunaler Aktivität für die 
beiden zentralen Politik-Bereiche 
—ebenfalls thesenartig — beleuch-
ten. 

Frieden und Abrüstung 

Ein besonders ausgeprägter 
Grundzug des staatsmonopolisti-
schen Kapitalismus der Bundesre-
publikist die Einbindung der Kom-
munalpolitik in die aggressive 
Hochrüstungspolitik. 

Nicht genug, daß die Kommunen 
über den Weg der Umverteilung 
von Steuergeldern am meisten für 
die Rüstung „bluten" müssen. Die 
Last der Militarisierung drückt 
auch auf anderen Wegen ganz un—
mittelbar. 

*In keinem Land der NATO sind 
mehr Kasernen und Übungsgelän-
de auf so engem Raum wie in der 
Bundesrepublik. Neben der Bun—
deswehrmit fast 500 000 Soldaten 
sind weitere 400 000 Soldaten aus 
NATO-Armeen in unserem Land 
stationiert. 

*So beläuft sich der Landver-
brauch für militärische Zwecke in 
der Bundesrepublik auf die dop-
pelteFläche des Saarlandes und ist 
damit fast dreimal so groß wie 
sämtliche unter Naturschutz ste-
henden Flächen unseres Landes. 
Entsprechend hoch ist der Steu-
erausfall für die Städte und Ge-
meinden, die wegen des Vorrangs 
militärischer Nutzung diese Flä-
chen nicht sozial sinnvoll nutzen 
können, als landwirtschaftliche 
Fläche, Baugelände oder Naher-
holungsgebiete zum Beispiel. 

*Entsprechend hoch ist die Bela-
stung der Kommunen, die Belästi-
gung und Gefährdung der Bevöl-
kerung —nicht nur in Manöverzei 

ten — z. B. durch Lagerung atoma-
rer, konventioneller oder chemi-
scher Kampfstoffe, (Flug)Lärm, 
Verkehrsbehinderung, Unfälle etc. 
Die Anwohner der 188 US-Trup-
pen- und 550 Bundeswehr-Stand-
orte wissen ein Lied davon zu sin-
gen. ~' 

*Die schleichende Militarisierung 
ic1 den Städten und Gemeinden hat 
Ausmaße angenommen, die sich 
der Uneingeweihte kaum vorstel-
lenkann. Sie reichen von der Lage-
rung von Papiersärgen, von Roben 
für künftige Kriegsrichter, Vor-
ratshaltung von Beruhigungsmit-
teln für „Panik-Patienten" im 
Kriegsfall bis zu Gestellungsbefeh-
len für Kraftwagen, Büchereien für 
Wehrstrafgerichte, die zwar keinen 
Kommentar zum Grundgesetz, da- E 
für aber russische, polnische und 
tschechoslowakische Wörterbö-
cher•enthalten. 
Die Einbeziehung der Verkehrs- i 
Planung in militärisches Kalkül ge-
hört ebenso zur Einbeziehung der ' 
Kommunen in Kriegsvorbereitun-
gen wie die jüngst von der UZ ent- ~ ~ 
hüllte Forcierung des Atombun- . 
kerbaus, die psychologische Mani-
pulation von Kindern und Jugend-
lichen durch Jugendoffiziersbesu- ~' 
che in Schulen, Katastrophen-
schutzübungen, Geisterkranken-
häuser . . . 
Dabei haben Militärs und Politiker 
nicht nur die materielle Vorberei-
tung im Visier, sondern den „Ver-
teidigungswillen der Bürger", 
sprich: die Bürger sollen psycholo-
gisch breitgeklopft werden, um den ~' 
gefährlichen Rüstungskurs wider- ä 

standslos mitzutragen. 
*All das hat wenig mit „nationaler 
Verteidigung" (gegen wen auch im-
mer) zutun, sondern mit Unterord-
nung selbst der Kommunalpolitik 
unter die NATO-Hochrüstungs-
und Aggressionspolitik. Im Zuge 
dieser Politik werden die von bun-
desdeutschen Bürgern hart erar-
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beiteten Güter und Gelder maß-
geblich zugunsten der Interessen 
des US-Imperialismus verpulvert. 
*In der Bundesrepublik, in ihren 
Städten und Gemeinden, wird die 
militärische Infrastruktur für die 
US-Erstschlagskapazität in allen 
Bereichen ausgebaut. Dazu zählt 
auch die Schaffung einer —neben 
und über der politischen Entschei-
dungsebene stehenden —zweiten 
Kommandostruktur. 
Was noch nicht mit der Notstands-
gesetzgebung geschaffen wurde, 
soll durch das sogenannte „Zivil-
schutzgesetz" und eine Vielzahl 
von zentral erstellten Verwaltungs-
vorschriften, z. B. zur „Organisa-
tion kreisfreier Städte im Verteidi-
gungsfall", durchgesetzt werden: 
Weiterer Abbau von Demokratie 
und Entscheidungsfreiheit der 
Kommunen, damit die Kriegsma-
schinerie „im Ernstfall" reibungslos 
funktioniert. 

Warum all diese Fakten? 
Um zu verdeutlichen, wie eng die 
Verflechtung von Hochrüstung 
und Kommunalpolitik ist und wie 
zahlreich die Zugänge zuFriedens-
politikvor Ort sind, zu einer Frie-
denspolitik, in der Friedens-, Um-
welt-und elementare soziale Inter-
essen vor allem der arbeitenden 
Menschen organisch miteinander 
verbunden sind. Noch einmal: Der 
geeignetste Ort dieser Auseinan-
dersetzung sind die betroffenen 
Wohngebiete, Städte und Gemein-
den, die nicht verkürzt nur als Mo-
bilisierungsfeld für überregionale 
Großaktionen der Friedensbewe-
gung mißverstanden werden dür-
fen. 

Arbeitslosigkeit/ 
soziale Armut 

Aus dem Bereich der Arbeitslosig-
keit und wachsenden sozialen Ar-
mut soll hier nur ein Aspekt hervor-

, gehoben werden. 

Massenarbeitslosigkeit ist millio-
nenfache Arbeitslosigkeit von In-
dividuen, ist persönliche Betrof-
fenheit von Arbeitern, Angestell-
ten ihren Frauen, Kindern, — ja so-
gar ihren Eltern und Großeltern, 
die mitleiden und auch zur sozialen 
Unterstützung herangezogen wer-
den. 
Dieser größer werdende Teil der 
Klasse hat Name, Adresse, Haus-
nummer — in der Nachbarschaft 
von Kommunisten! 
Es entspricht dem humanistischen 
Anliegen der Kommunisten, ihrer 
Grundhaltung und Klassensolida-
rität,nicht nur politische Forderun-
gen zur Beseitigung dieses Krebs-
geschwürsdes Kapitalismus auf ih-
re rote Fahne zu schreiben, son-
dern den Betroffenen direkt zu hel-
fen, sie nicht in Scham, Sorgen und 
Zukunftsangst auf der „Wen-
de(l)treppe in die Armut" sich 
selbst zu überlassen. 
Komme niemand mit dem Ein-
wand: „Wir sind doch keine Sozial-
arbeiter!" oder „Was die Leute 
brauchen, sind Arbeitsplätze —
unddie haben wir auch nicht!" oder 
„Das allein verändert doch nichts!" 
Stimmt alles und ist trotzdem 
falsch. 

Denn erstens fordert niemand von 
Kommunisten, bei „Einzelfall-Hil-
fe"stehen zubleiben. Im Gegenteil: 
parallel dazu muß in stärkerem 
Maße die Industrie-,Standort-, 
Arbeitsplatz-, Qualifikations- und 
Zukunftspolitik zum Kernfeld 
kommunistischer Kommunalpoli-
tik werden. Arbeitslosigkeit und 
neue Armut in den Kommunen 
müssen ganz eng und mit aller 
Deutlichkeit in den Zusammen-
hang mit dem Kampf um die Zu-
kunft von Regionen und Kommu-
nen, mit der Entwicklung zukunfts-
fähiger, auf die Regionen zuge-
schnittener Reform- und Aktions-
programme gestellt werden. 
Zweitens gibt es auf dem Gebiet der 

Den 
Betroffenen 
selbst 
helfen 

neue 
Armut an 
den 
Kommunen 
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Lebens- 
hilfe orga- 

nisieren 

„Bürger- 
telegon" 

„Lebenshilfe" tausendfach reale 
Chancen, Erfolge im Interesse der 
Betroffenen zu organisieren, —
wenn man bedenkt, daß ein Groß-
teil seine Rechte kaum kennt und 
nutzt, daß viele im Dschungel der 
Ämter, Paragraphen und Formula-
re hängenbleiben usw. 
Drittens gibt es in jeder Parteigrup-
pegenügend selbstbewußte, erfah-
rene Kommunistinnen und Kom-
munisten,die dabei helfen können, 
soziale Grundinteressen im Einzel-
fall vor Behördenschreibtischen 
durchzusetzen. (Manchmal wirkt 
allein die Anwesenheit, das DKP-
Mitglied „im Schlepptau" des Be-
troffenen, Wunder oder zumindest 
korrekte Behandlung.) 
Viertens gibt es in vielen Partei-
gruppen Mitglieder „mit Spezial-
kenntnissen", die ihre berufliche 
Qualifikation auch in die politische 
Arbeit im Wohngebiet, außerhalb 
ihres Arbeitsplatzes im Interesse 
arbeitender, arbeitsloser Men-
schenund der Parteiarbeit einbrin-
gen können. 
Gemeint sind z. B. Lehrer, die im 
Stadtteil „Förderunterricht für 
Kinder aus Arbeiter- bzw. Arbeits-
losenfamilien" geben; 
Rechtsanwälte, Sozialarbeiterund 
-Pädagogen, die am „Bürgertele-
fon", in der „Beratungsstunde im 
DKP-Büro" oder in Sozialinitiati-
ven wie der „Solidarischen Hilfe" 
durch den Behördendschungel hel-
fen,oder z. B.über Spielnachmitta-
ge die Gründung von Pioniergrup-
pen,unterstützen; 
— Ärzte, die Arbeitslose und ihre 
Familien in Gesundheitsfragen be-
ratenund helfen, die mit ihrem An-
sehenals Mediziner die DKP-Stim-
me gegen unzumutbare Wohnver-
hältnisse und Lebensbedingungen 
erheben. . . 
— Wissenschaftler und Künstler, 
die u. a. im Rahmen marxistischer 
Arbeiterbildung oder andere Kul-
turveranstaltungen ihr Wissen, ihr 
Talent und Können für die kulturel 

le Bereicherung des Lebens in den 
Wohngebieten einsetzen können. 
Der KPD in der Weimarer Repu-
blik hat u. a. dieses konkrete Enga-
gementvon Intellektuellen sehr viel 
Ansehen, Anerkennung und Ein-
fluß Inder Arbeiterklasse gebracht. 
„Aus der Geschichte lernen",heißt 
u.a., diese Erfahrung heute nutzbar 
zu machen. 

Nicht zuletzt seien hier unsere Be-
triebsgruppen im öffentlichen 
Dienst genannt, die durch engere 
Verzahnung, engere Zusammenar-
beit mit Wohngebietsgruppen, viel 
Erfahrung und Sachkenntnis in 
Kommunalpolitik einbringen kön-
nen. So kann in der gemeinsamen 
Aktion mehr Kraft entfaltet wer-
den. 

Fünftens verändert all das sehr viel: 
unser konkretes Verhältnis zur Ar-
beiterklasse und ihr Verhältnis zu 
uns. Es verändert die Betroffenen, 
wenn wir ihnen konkret helfen, sie 
ermutigen, für ihre Rechte selbst 
einzutreten, wenn wir nie nachlas-
sen,die wirklich Schuldigen an Ar-
beitslosigkeitund Not beim Namen 
zu nennen. 
All das macht deutlich, warum 
Kommunalpolitik das 2. Standbein 
unserer Arbeiterpolitik werden 
muß, warum Wohngebiet, Stadt 
und Gemeinde für das Wirken von 
Kommunisten so wichtig ist: 
— als Feld des Friedenskampfes 
—als Feld des Kampfes um soziale, 
materielle Arbeiterinteressen 
— als Erfahrungsfeld sich zuspit-
zender Klassenwidersprüche und 
damit wichtige Basis zu Entwick-
lung von Klassenbewußtsein 
— als Ausgangspunkt für die Ver-
änderung des Kräfteverhältnisses 
und Formierungsbasis für antimo-
nopolistische Bündnisse, soziale 
Bewegungen 
— als Ort, wo unser Masseneinfluß 
abrechenbar ist und vergrößert 
werden muß. 
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Broschüren füg die Praxis 
(eine Auswahl) 

Arbeiterpolitik im Stadtteil 

Kampf um Arbeitsplätze in den Kommunen 

Frauenarbeit und Frauenförderung in Betrieb und Verwaltung 

Für eine demokratische Kommunalpolitik —Vorschläge der DKP 

Kommunisten und neue Technologien, Stellungnahme zur Technologiepolitik 

Für eine demokratische Medienpolitik, Vorstellungen der DKP 

Für eine demokratische und soziale Wohnungspolitik im Interesse der arbeitenden 
Bevölkerung —Vorschläge der DKP 

Für ein demokratisches und soziales Gesundheitswesen —Vorschläge der DKP 

Für wirksamen Umweltschutz —Vorschläge der DKP 

Energiepolitische Vorstellungen der DKP 

Für eine demokratische Sportpolitik (Entwur~ 

Vorschläge der DKP füj• eine soziale Verkehrspolitik 

Sozialpolitische Vorschläge der DKP 

Füg• eine demokratische Frauenpolitik —Grundsätze und Forderungen der DKP 

Forderungen der DKP für Handwerker und Gewerbetreibende 

Kommunalwahlen '84, Friedhelm Kröll, Eine exemplarisch wahlpolitische Studie, 
Hrsg. Marx-Engels-Stiftung 

Bereicherung der Reichen oder demokratische und soziale Steuerreform, Steuerpo-
litik der Wenderegierung und Alternativen der DKP 

Diese und andere Broschüren sind in den DKP-Kreisbüros, bei den Parteibezirken oder beim Partei-
vorstand erhältlich. 
Ein Tip: Wenn es Fragen zu einem speziellen thema gibt: einfach anrufen und nachfragen! 
Die Mitarbeiter der Abteilungen — in diesem Fall der kommunalpolitischen —helfen gern weiter, denn 
dafür sind sie da. 
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„Die Bürger der Gemeinde prägen das Bild ihres Heimatortes, forme 
es nach ihren Vorstellungen, 

Komm n e n und bestimmen den Geist 
~ ~ des Gemeinwesens. 

• ~ ~ • • Umgekehrt formt aber auch die Gemeinde 
ihre Bürger und verbindet sie zu einer Schick: 
salsgemeinschaft. Die Gemeinden sind be-

• rufen, das Wohl 

e s ro ka lta.l S ihrer Einwohner 
p zu fördern" 
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Früher entschied der Landesfürst 
oder ein vom Staat eingesetzter Be-
amter alle Gemeindefragen. Heute 
heißt es im Grundgesetz Artike128 
Absatz 2: ,Den Gemeinden muß 
das Recht gewährleistet sein, alle 
Angelegenheiten der örtlichen Ge-
meinschaft im Rahmen der Geset-
ze in eigener Verantwortung zu lö-
sen.' Das bedeutet, daß die Ge-
meindebüger selbst bestimmen 
dürfen, was in der Gemeinde ge-
schehensoll. dieses wichtige Recht 
der Gemeinden wird als Selbstver-
waltungsrecht bezeichnet . . ." 

Der Text stammt aus einem Ge-
meinschaftskunde-Buch für Be-
rufsschulen. So oder ähnlich wird 
auch heute noch Generationen jun-
ger Menschen eingebleut, was 
Kommunalpolitik ist. Mit dem Le-
ben hat das nichts zu tun, eher mit 
ideologischer Verschleierung der 
Wirklichkeit. 

Das gleiche gilt für Reden von Bür-
. germeistern und Gemeindevertre-

tern, in denen das Rathaus als 
„Spiegelbild der Gemeinde", „im 
Dienste der Bürger", als „Symbol 
kommunaler Selbstverwaltung", 

` als „Sinnbild gemeindlicher Eigen-
'. verantwortung" oder mit anderen 
noblen Worten gepriesen wird, wie 

. es der WEKA-Fachverlag für Ver-
waltung und Industrie in seinem 
Rhetorikhandbuch (mit Musterre-

:~en) z. B. für eine Rathaus-Einwei-
nungsrede empfiehlt. 

Von „kommunaler Selbstverwal-
tung" kann heute immer weniger 

-die Rede sein. Mit der Wende in 
', Bonn und der Vorarbeit der SPD 
~~~st Kommunalpolitik seit Mitte 
der 70er Jahre stärkerer Teil der 
Gesamtpolitik des Monopolkapi-

. tals geworden. Die Kommunen 
sind fest im Visier des Großkapi-
tals, Kommunalpolitik ist in grö-
ßerem Umfang die „Fortsetzung 

',Bonner Wende-Politik (mit ande 

Rheinpausen 

Einsichten eines 
SPD-Oberbürger-
meisters 

Josef Krings: 
„Es bleibt ein Gefühl der Ohnfnacht, wenn man 
erlebt, wie wesentliche Teile unserer Politik 
fremdbestimmt werden durch Menschen, die 
nicht demokratisch gewählt worden sind. " (UZ 
8.12.87) 

„Mich fraßen Arbeiter ernsthaft, welchen Einf 1uß 
Politiker rn diesem Staat noch haben, wenn Un-
ternehmer tun können, was sie wollen. " 

Das sei die„alte Stamokap-Philosophie, von Ar-
beiternumgesetzt". Was in Rheinpausen ablau e, 
sei „staatspolitisch eine heikle Geschichte ". ( 7. 
11.4.88) 

ren Mitteln)". Die Kommunen 
werden —unter eklatantem Bruch 
des Grundgesetzes —für zentral-
staatliche Ziele und Aufgaben in 
ihrer Handlungsfreiheit bürokra-
tisch eingegrenzt und finanzpoli-
tisch geknebelt und trockenge-
legt. 

Wie das konkret geschieht, wel-
chen Stellenwert die Kommunal-
politik in der Krisenstrategie des 
Großkapitals hat, soll im Folgen-
den etwas näher beleuchtet wer-
den. 

1.) „Monopoly Communale" — so 
konnte man das Verhältnis des 
Großkapitals zur Kommunalpoli-
tik schon immer kennzeichnen. 
Durch direkte Einflußnahme vor 
Ort versuchten Großkonzerne seit 
je her die Kommunen als „Selbst-
bedienungsläden" bzw. als „Hin-
terhöfe" für ihre Interessen zu be-
anspruchen. Beispiele und Metho-
den gibt es viele: 
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Das Beispiel Hoesch/Dortmund 

„Undank ist der Welt 
Lohn ..." 

muß Dortmunds OB Günter Samtlebe, der 
bei Hoesch Abteilungsleiter ist und gerade 
sein 40jähriges Dienstjubiläum feierte, ge-
dachthaben. 

„Hoesch stößt alle vor den Kop ;schrieb so-
gardas Handelsblatt am 26.1 .87. 

„Aufkündigung jahrzehntelanger guter Zu-
sammenarbeit ̀  . . ., J'a „schnöder Ver-
trauensbruch" wird dem Hoesch-Konzern 
dort vorgeworfen. 

Die „finanzschwache Revierstadt" Dort-
mund habe „sich in der Verganggenheit stets 
bemüht, ihrem größtenArbeitgeberzu Dien-
sten zusein . . . So wurde nicht zuletzt weggen 
Hoesch die Bundesstraße 236 autobahnähn-
lich ausgebaut. Und das Land . . .kaufte 
manches Hoesch-Grundstück zu guten Prei-
sen an, um es dann auf Landeskosten zu sa-
nieren . . . "Und: „Vor allem Hoeschs wegen 
sei der umstrittene, höchst kostspielige Aus-
bau des Dortmunder Hafens, eines Teil-
stücks des Dortmund-Ems-Kanals und der 
Schleuse von Henrichenburg mit einem Auf-
wand von rd. 200 Millionen DM . . . in An-
griff genommen worden. " 

Aber nicht das „einnehmende Wesen" des 
Konzerns und die kostenlosen Dienstleistun-
gen der Stadt sind der Grund fürAufregung. 
Sondern: Es war alles für die Katz! 

Denn der Konzern hat sich kurzerhand ent-
schlossen, aus Profitgründen den Transport 
von Erz auf die Schiene zu verlagern. Die 
Spendierhosen des Verkehrsministers hatten 
größere Taschen. 

„Schnöder Vertrauensbruch"? Wohl eher: 
„Monopoly communale"live . 

— ob Siemens „hauseigene" Rats-
und Parlamentsvertreter mit groß-
zügigen finanziellen Zuwendungen `~ 
und Freistellungen von der Arbeit , 
„bei Laune" hält; 
— ob Hoesch durch massive Ein-
flußnahme die Straßen- und Ver- _,., 
kehrsführung im Raum Dortmund 
geprägt hat; ' 
— oder ob ein x-beliebiger Kon- • 
zern um Subventionen und Aufträ-
ge feilscht —mal mit, mal ohne `~ 
„Geschenke" für Politiker und Bü- .~ 
rokraten oder ob Unternehmer-
verbände auf Privatisierung lukra-
tiver kommunaler Dienstleistun-
gen drängen —fest steht: in den 
Rathäusern ist immer was zu holen 
gewesen. 
Es ist noch gar nicht so lange her, 
daß Jörg Heimbrecht, Leiter der 
DKP-Umweltschutzkommission, 
und Otmar Steinbicker, Redakteur 
der UZ, einer breiten Öffentlich-
keit durch eine „Köpenickiade" •, 
Einblick ins „Monopoly Com- , 
munale" verschafften. Sie gründe-
teneine Scheinfirma, verhandelten ~, 
mit Ministern und Bürgermeistern 
über die Ansiedlung eines erfunde-
nen Chemiekonzerns und erhiel- , 
ten Angebote in Milliardenhöhe: . 
Strom und Gas unterm Selbstko-
stenpreis kommunaler Elektrizi-
tätswerke, einen Hochseehafen ge-~;~ 
schenkt, einen Quadratkilometer . 
bestes Bauland zum Nulltarif und 
vieles mehr. (Nachzulesen in „Das 
Milliardending",Jörg Heimbrecht 
Pahl-Rugenstein-Verlag 1984.) `•. 
Das große Geld hat vor Ort in der. 
lokalen Politik immer die erste` 
Geige gespielt und oft genug den 
Taktstock für die gesamte Rat-~. 
hauspolitik geschwungen. (Siehe 
das Beispiel Hoesch im nebenste~ 
henden Kasten.) 

2.) Mit zunehmender Krise und der-
veränderten export- und weit-, 
marktorientierten Krisenstrategie 
des Großkapitals ist die Bedeutung., 
der Kommunalpolitik objektiv ge-
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wachsen. Über die Funktion als di-
rekter „Selbstbedienungsladen" 
örtlicher Konzernniederlassungen 
hinaus ist Kommunalpolitik seit 
Mitte der 70er Jahre eine wichtige 
Umsetzungsebene der Krisenpoli-
tik des Großkapitals. 

,y Offen geben die finanzpolitischen 
Bonner Strategen heute zu, daß ih-

'. re Kampagne gegen Staatsver-
`. schuldung zur Schaffung von Ar-

beitsplätzen und ihr Schlachtruf 

~~ ~Anfanolder 80~r ahre auch das"g 

Ziel hatte, durch Rotstiftpolitik in 
den Kommunen die Ausgaben-
und Verschuldungsspielräume für 
den Bund zu vergrößern.,,Konsoli-
dierung" bedeutete und bedeutet 
vor allem für die arbeitenden Men-
schen in den Kommunen: Abbau 
vielfältiger kommunaler Leistunge, 
Verschlechterung der Lebensqua-
lität und der sozialen Lage, Ver-
schärfung von Massenarbeitslosig-
keitund Armut. Für das Monopol-
kapital und seinen Staat sind die 
Kommunen so immer mehr zu ei-
nem „zweiten Konto" für Profitsub-
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Aufgaben 
werden 

„nach unten" 
verlagert 

ventionierung geworden, das die 
Umverteilungsspielräume sichert 
z. B. zur Finanzierung der Steuerre-
form zugunsten des Großkapitals 
oder zur Subventionierung seiner 
Exportstrategie und nach wie vor 
für die Hochrüstung. 
Die Abhängigkeit der Kommunen 
von Bund und Ländern ist brutal 
verschärft worden. Selbst bürgerli-
che Politiker beginnen einzugeste-
hen, daß das verfassungsmäßig ge-
botene „Selbstverwaltungsrecht" 
nicht oder kaum mehr existiert. 
Die Umverteilungspolitik ist ein 
Beispiel. Die Methoden sind viel-
fältig: Uber die staatliche Steuerge-
setzgebung und Haushaltspolitik 
von Bund und Ländern werden die 
Entscheidungsspielräume der 
Kommunen immer mehr einge-
schränkt. Staatliche Ausgaben und 
Aufgaben werden von der zentra-
len Bundesebene „nach unten" in 
die Kommunen verlagert. Rotstift-
politik wird erpreßt, kommunale 
Haushalte von der Zustimmung der 
Regierungspräsidenten abhängig 
gemacht, Zuweisungen für allge-
meine Aufgaben werden gekürzt 
bzw. nur noch als zweckgebundene 
Mittel vergeben, usw. 
Ein „dicker Verwaltungsbrei" von 
Durchführungsrichtlinien, Muster-
satzungen von der Hundesteuer 
über Kindergarten- und Straßen-
reinigungsgesetz bis zur Apothe-
kenaufsicht und zum Umwelt-
schutz ergießt sich über die Ge-
meinden. 

Ein anderes Beispiel für das Bemü-
hen um strategische „Gleichschal-
tung" der Kommunalpolitik ist die 
zwischen 1973 und 1978 verwirk-
lichte Verwaltungs-und Gebietsre-
form. 
Hierbei wurde die Zahl der selb-
ständigen Gemeinden von 24 000 
auf 8 000 gedrittelt. Die Zahl der 
kommunalen Mandatsträger wur-
de ebenfalls von 450 000 auf 
150 000 gedrittelt. Das ist ein gi 

gantischer Demokratieabbau, mit 
dem der bürgerliche Staat im Inter-
esse des Großkapitals ein Stück 
stromlinienförmiger gemacht wer-
den sollte. Oder anders gesagt: mit 
dieser Gebiets„reform" wurde ein 
weiterer Schritt in Richtung „mo-
nopolistischer Zentralismus" ge-
gangen. 
Unübersehbar ist: die Kommunen 
werden vom Großkapital stärker in 
seine Krisenstrategie eingebaut 
und in die Zange genommen, durch 
direkte Einflußnahme „unten" vor 
Ort und immer mehr von „oben", 
über Bund und Länder. 

Unübersehbar ist: Widersprüche ' 
spitzen sich zu und lassen hinter , 
ideologischen Schleiern deutlicher 
— auch in der Kommunalpolitik — ' 
den Grundwiderspruch unserer 
Gesellschaft hervortreten: den Wi-
derspruch zwischen dem Großka-
pital, den großen Monopolen und 
der übrigen Gesellschaft. 
Die Reaktionen der Kommunen 
der Kommunalpolitiker und -ve~ 
waltungen auf diese Entwicklu, 
und die dadurch offen zutage trc°~. 
tenden Widersprüche sind u fiter-~ 
schiedlich. 
Die Unterschiedlichkeit resultiert 
sowohl aus der Unterschiedli~.:hkeit 
und Ungleichzeitigkeit von 1<.risen- ~~ 
prozessen in den Regionen („i'vord- . 
Süd-Gefälle") als auch aus uriier-
schiedlichen politischen Grundpo- ` 
sitionen und Einsicht indie Prozes- , 
se vor Ort. 

Zur Widersprüchlichkeit und Un-
terschiedlichkeit gehört auch, daß 
die Kommunen immer Betroffene ~, 
und Betreiber der Krisenpolitik zu- ; 
gleich sind. Welcher Anteil in wel-
eher Frage überwiegt, hängt nicht ~: 
zuletzt von der Stärke des demo- ; 
kratischen Kräftepotentials vor Ort ; 
ab, von der Stärke und dem Enga- , 
gement von Bürgerinitiativen, Ge-
werkschaften und fortschrittlichen ; 
Parteien in der Kommune. 
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Termine der 
Karl-I~iebknecht-

Schule 

Marxistische politische Ökonomie 

Grundlehrgang mit Betreuung von Kindern ab 4 Jahren. 

Lenin: Was tun? 

August: 

31.7-13. 
14.-20. 
21.-27. 

September: 

Grundlehrgang 4.-10. 
Marxistische Philosophie 11.-24-

Kommunalpolitik der DKP 25.-1.10. 

Oktober: 

Grundlehrgang 2.— B. 
Frauenpolitik der DKP 9.—I5. 

Aus der Geschichte der KPdSU 23.-29. 
Lehrgang für Bildungsverantwortliche 50.— 5.11. 

November 
Grundlehrgang 6.-12. 

Kurzlehrgang für Betriebsarbeiter 16.-19. 
Lehrgang für Gruppenvorsitzende und Stellvertreter 20.-26. 

Agrarpolitik der DKP/Arbeit auf dem Lande 30.-3.12. 

Dezember: 

Grundlehrgang 4.-10. 
Kommunistische Weltbewegung I1.-17. 

31 



Dialog 
Frage von Rolf R, aus Hagen-Haspe: 
Ich vermag nicht zu erkennen und kann es mit meinem Gewissen nicht 
vereinbaren, daß Beamte zur Arbeiterklasse gehören sollen. 

Unsere Antwort: 
Natürlich gehören der beamtete Staatssekretär und der beamtete Bun- . 
desrichter nicht zur Arbeiterklasse. Aber die Hunderttausende von klei-
nen und mittleren Beamten, die als Eisenbahner, als Briefträger oder als 
Beschäftigte in den unteren Verwaltungsbereichen Dienst tun, sind Teil 
der Arbeiterklasse. Sie haben keinen Besitz und keine Verfügungsgewalt 
an und über Produktionsmittel; die Art ihres Einkomens, ihre Gehälter, 
entsprechen den Löhnen der Arbeiter; ihre Einkommenshöhe entspricht 
etwa der Höhe der Arbeitereinkommen usw. 
Gewiß haben sie einen Sonderstatus, also ihre Unkündbarkeit, ihre Ver- ` 
sorgungsregelung, ihre Behandlung als „Privatpatienten" im Krankheits-
fall, etc. Aber diese „Vorteile" heben sie weder über die Arbeiterklasse 
hinaus noch kann man sie deshalb zur herrschenden Klasse zählen. 
Ja, es gibt Beamte, die zu den lohnabhängigen Mittelschichten/Intelli-
genz zählen.•Aber auch sie stehen heute der Arbeiterklasse objektiv nä-
her als der Kapitalistenklasse. 

Lothar Z. aus Münster schreibt: 
An einem Büchertisch auf einer Gewerkschaftsveranstaltung wurden mir 
einige Ausgaben Ihres Bildungsmagazins angeboten. Ich fand die Hefte 
sehr anschaulich und lehrreich und würde gerne alle bisher erschienen 
Ausgaben besitzen . . .Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir die noch 
greifbaren Hefte zuschicken könnten. Weiterhin gutes Gelingen für Ihre 
Arbeit. 

Unsere Antwort: 
Wir bedanken uns für die guten Wünsche. Die meisten Ausgaben unserer 
früheren Bildungshefte sind vergriffen. Wir übersenden Ihnen den Sam-
melband des BILDUNGSMAGAZINS aus den Jahren 1986/87. 

Frank G. aus Emden schreibt: 
Ein Freund von mir sucht verzweifelt und erfolglos Material zur Ge-
schichte der DKP und bat mich, Euch darum anzuschreiben (warum 
macht er das nicht selbst???). Aber da ich mal 'n netter Mensch bin, tue 
ich ihm den Gefallen und schreibe Euch mit der Bitte . . . 

Unsere Antwort: 
Die dazu erschienenen BILDUNGSMAGAZINE sind an Frank G. ab-
gegangen. Ihm und seinem Freund die Information für das neue Bil-
dungsjahr der DKP: Unter den Arbeitstiteln „ 20 Jahre DKP" und „70 
Jahre KPD" erscheinen im Herbst 88 zwei Bildungshefte der DKP zur 
Geschichte der kommunistischen Bewegung in unserem Lande. Auch in' 
Emden finden dazu Bildungsveranstaltungen statt. Der Freund ist herz- ~~ 
lich willkommen. ~ 
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:r1ZEIGE 

Ausgewogen,  unabhängig, 
überparteilich... 
„Ausgewogen, unabhängig, überparteilich" —

das ist der Nebel, den Rundfunk, Presse 

und Fernsehen verbreiten. 

Wer den Nebel durchblickt, stellt fest, 

daß die Medien einseitig, abhängig 

und parteilich sind. 

Die ©ist da anders. Als Zeitung der 
DKP hat sie einen klaren Standpunkt: 
Im Interesse der arbeitenden 
Menschen und aller demokratischen 

Kräfte unseres Landes. 
Gegen Kohl und Kapital. 

Täglich. 

;;=- 

Die 
Zeitung der 

azbeitenden Aienschen. 
7.eitung  der DKP. 

Die ~ können Sie Probelesen. 
14 Tage kostenlos und umverbindlich. 
02101/590321, Kollege Duisberg. 
Oder schicken Sie uns diesen Coupon. 

~:oupon ausschneiden und einsenden an WG m.b.H., Postfach 101555, 4040 Neuss 1 01 • 1 I •99-Ffi E1-99-88 
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DKP-Anschriften 

Deutsche Kommunistische Partei 
Parteivorstand 
Prinz-Georg-Straße 79, 
4000 Düsseldorf 
Telefon (02 1 I) 48 l0 O I -04 

Deutsche Kommunistische Partei 
Bezirksvorstand Baden-Württemberg 
Stotzstraße l0, 7000 Stuttgart 1 
Telefon (07 1 1) 26 55 10 

Deutsche Kommunistische Partei 
Bezirksvorstand Bremen/ 
Niedersachsen/Nord 
Contrescarpe 8c, 2800 Bremen 1 
Telefon (04 21) 32 13 14 

Deutsche Kommunistische Partei 
Bezirksvorstand Hamburg 
Tarpenbekstraße 66, 2000 Hamburg 20 
Telefon (0 40) 47 65 69 

Deutsche Kommunistische Partei 
Bezirksvorstand Hessen 
Rödelheimer Landstraße 13, 
6000 Frankfurt/Main 90 
Telefon (0 69) 77 50 69 

Deutsche Kommunistische Partei 
Bezirksvorstand Niedersachsen 
Hamburger Allee 38, 3000 Hannover I 
Telefon (OS 1 I) 31 10 33 

Deutsche Kommunistische Partei 
Bezirksvorstand Nordbayern 
Fürther Straße 92, 8500 Nürnberg 
Telefon (09 I l) 3 24 61 

Deutsche Kommunistische Partei 
Bezirksvorstand Rheinland-Pfalz 
Heiligkreuz~veg 92, 6500 )Mainz 1 
Telefon (0 61 31) 8 20 61 

Deutsche Kommunistische Partei 
Bezirksvorstand Rheinland-Westfalen 
Ackerstraße 3, 4000 Düsseldorf 
Telefon (02 11) 36 20 95 

Deutsche Kommunistische Partei 
Bezirksvorstand Ruhr-Westfalen 
Hoffnungsfraße 18, 4300 Essen 
Telefon (02 Ol) 22 21 95 

Deutsche Kommunistische Partei 
Bezirksvorstand Saar 
Bleichstraße l8, 6600 Saarbrücken 
Telefon (06 8l) 3 15 13 

Deutsche Kommunistische Partei 
Bezirksvorstand Schleswig-Holstein 
Hamburger Chaussee 3, 2300 Kiel 
Telefon (04 31) 68 80 10 

Deutsche Kommunistische Partei 
Bezirksvorstand Südbayern 
Germersheimer Str. 30, 8000 München 
Telefon (0 89) 40 18 91/93 
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